


Der Widerstand verbreitert ! 
Der Widerstand gegen den des Frankfurter 

Flughafens ist über 10 Jahre alt. Samriicne parlamentarischen 
und gerichtlichen Instanzen sind in der Zwischenzeit voll 
ausgeschöpft worden. Ein letzter Höhepunkt war die 
Anhörung vor dem Hessischen Landtag Anfang des Jahres. 
Für die Landesregierung stand allerdings von vornherein fest, 
daß sie an ihrem Entschluß nichts ändern würde. Auch die 
betroffenen und engagierten Bürger glaubten nicht, auf 
diesem Weg den Bau der Startbahn 18 West zu verhindern. 
Eine Mörfelderin sagte in einem Fernsehinterview, sie hätte 
den ganzen Tag das Hearing im Fernsehen verfolgt, man 
müsse sich doch die Leute genau ansehen, die den Wald 
abholzen wollten. Und das klang wie eine Drohung. 

Für die Bevölkeruna in den betroffenen Gebieten sind dies 
die wichtigsten ~ r ü n d e ~ e ~ e n  den Ausbau des Flughafens: die 
Umweltschäden und die Fluqlärrnbelästiaunq und der - - 
Einbruch in .ihren<< Wald. Sie kommentieren aufgebracht, 
wenn FAG-Bosse' ihre Häuser hier vermieten und an die 
ruhige Bergstraße ziehen. Sie erklären Vorbeigehenden, daß 
dieser See hier ausgetrocknet werden soll, für ein Projekt, das 
wirtschaftlich unsinnig ist, und daß sie das nicht länger 
hinnehmen wollen. 

Eine ältere Frau stellte angesichts des Polizeiaufmarsches 
die Verbindung zu 1933 her und sagte, sie hätten alle schon 
einmal zu lange gewartet und nur zugesehen. 

Gegen den Ausbau des Flughafens gibt es schon seit 
langem in den umliegenden Gemeinden ein breites Bündnis 
sämtlicher Parteien. Anläßlich einer Demonstration in 
Mörfelden/Walldorf brachten CDU. SPD, FDP und DKP ihre 
Gegnerschaft zur Startbahn auf einem Transparent gemein- 
sam zum Ausdruck. Bei den letzten Kommunalwahlen fand 
sich trotz des Drucks von oben kein Kandidat, der sich für die 
Startbahn aussprechen wollte. Inzwischen gibtes über dreißig 
örtliche Bls, die ihre Arbeit auf einem gemeinsamen Plenum 
absprechen. 

Symbol des Widerstandes ist das Hüttendorf im Wald, das 
seit über einem Jahr steht und an dem viele Leute gezimmert 
haben. In der Kirche im Dorf haben schon viele Gottesdienste 
statgefunden 

Mit den Bauvorbereitungen für die Startbahn ist jetzt 
begonnen worden, obwohl ein wasserrechtliches Gutachten 
noch aussteht und ein Volksbegehren/Volksentscheid einge- 
leitet wurde. (Artikel 116 der hessischen Verfassung: .Die 
Gesetzgebung wird ausgeübt a) durch das Volk im Wege des 
Volksentscheids, b) durch den Landtag.-) 

Bericht zu den Ereignissen vom 5. bis 11. Oktober 
Es hattesich herumgesprochen, daß Polizei im Rhein-Main- 

Gebiet zusammengezogen wurde. Es hieß dann, von Montag 
auf Dienstag (5./6. Okt.) sollte mit dem Bau an der Okrifteler 
Straße begonnen werden. (Bevor mit dem Bau der neuen 
Startbahn angefangen werden kann, muß diese Straße 
umgeleitet und in einen Tunnel verlegt werden.) 

Obwohl die Bürgerinitiative schon seit langem den gewalt- 
freien Widerstand proklamierte, schien allen klar zu sein, daß 
die Räumung des Geländes für den Bau an der Okrifteler 
Straße mit gewaltigem Polizeiaufgebot und auch mit 
Knüppeleinsatz verbunden sein würde. Wir hatten hier immer 
so diskutiert, daß wir uns von solchen gewalttätigen Polizei- 
einsätzen fernhalten wollten, da man den Kampf militärisch. 
nicht gewinnen kann. Unsere Entscheidung, daß Genossen 
Urlaub nehmen sollten, um die Nacht vor dem .Tag X<( im 
Hüttendorf zu verbringen, war daher auch von einiger Angst 
begleitet. Wir waren heilfroh, als wir hörten, daß einigeandere 
Kollegen auch Urlaub nehmen wollten. 

Spät am Abend wurde dann offiziell der Alarm ausgelöst. Es 
gibt hier schon seit einiger Zeit eine Alarmliste, Telefonnum- 
mern, die im Fall der Räumung angerufen werden. Die Alarm- 
kette reicht auch in die Niederlande und die Schweiz. Es haben 
verschiedene Treffen dieser Kontakte stattgefunden, auf 
denen das Verhalten für den Tag X besprochen wurde. 

Das Auslösen des Alarms hat gut geklappt. Am späten 
Abend und die ganze Nacht über gab es viel Betrieb am SKG- 
Heim in Walldorf, der Anlaufstelle für den einstündigen 

Fußweg durch den Wald zum Hüttendorf, und auf der noch 
nicht gesperrten Okrifteler Straße. Viele Leute zogen 
allerdings morgens wieder zur Arbeit ab, so daß, wie auch in 
den folgenden Tagen, am frühen Morgen die Besetzung im 
Dorf am dünnsten war. Am Dlenstag Morgen waren allerdings 
ca. 6000 Menschen da, und es kamen, wie auch in denfolgen- 
den Tagen, immer neue Gruppen, so daß, zumindest nach 
Feierabend, immer einige Tausend draußen im Wald waren. 

In der Nacht war von den Startbahngegnerneineüber400m 
lange keilförmige Barrikade (Graben und befestigter Wall) auf 
dem FAG-Gelände errichtet worden. An der Spitze stand ein 
neuer Turm. Bundesgrenzschutz und Polizei aus mehreren 
Bundesländern (ca. 12.000) waren mit Panzerwagen und 
Wassserwerfern angerückt, hatten sich aber weit im Hinter- 
grund gehalten. Im Laufe des späten Vormittags rückte die 
Polizei vor, hinter ihnen bereits die Baufahrzeuge. In Mörfel- 
den-Walldorf läuteten zu diesemzeitpunktdie Kirchenglocken 
Alarm. 

Wir teilten uns entsprechend der Anweisungen, die vom 
Turm am Waldrand kamen, entlang der Barrikade auf. Frank- 
furt und Darmstadt als die größten anwesenden Gruppen, 
übernahmen die Flügel, die Mörfelder und Walldörfer mit 
Kommunalpolitikern (CDU, SPD, DKP) die Spitze in der Mitte. 
Um kurz vor 3 Uhr nachmittags standen sich dann Polizei und 
dichtgedrängt die Startbahngegner an der Barrikade direkt 
gegenüber. Außerhalb des verbarrikadierten Geländes trugen 
die Polizisten Demonstranten, die sich vor die Baufahrzeuge 
flpqpt7t hatten, vom Platz. 

rder Polizei aufgrund der Barrikade nicht möglich, uns 
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nsatz von Wasserwerfern und Schlagstöcken zurück- 
1. Wasserwerfer sollten wohl zu diesem Zeitpunkt 

wegen der von der BI ständig betonten Gewaltfreiheit der 
Demonstranten nicht eingesetzt werden. Die Polizei begann 
dann, entlang der Barrikade einen Natodrahtzaun zu ziehen. 
Dabei kam es zu Rangeleien und auch zum Einsatz von 
Gummiknüppeln gegenuber den Demonstranten, die auf der 
anderen Seite der Barrikade versuchten, mit Polizisten zu dis- 
kutieren. Obwohl allen klar war, daß die Polizei mit anderen 
Mitteln den Platz hätte räumen können, empfanden alle das 
Scheitern des ersten Räumungsversuchs als einen Erfolg. Am 
Mittwoch morgen drang die Polizei dann in dasverbarrikadier- 
te Gelände Richtung Wald vor. Gruppen wurden umstellt, und 
der Platz wurde nach und nach geräumt, was fast den ganzen 
Tag dauerte. Die Demonstranten wurden in Mannschaftswa- 
gen geschleppt und in einiger Entfernung vom Flughafen 
wieder freigelassen, ohne Feststellung der Personalien. Auf 
dem Turm konnten sich 8 Leute halten. 

Die bestbewachte Baustelle der BRD wurde dann noch 
weiter durch einen 3 Meter hohen Betonzaun mit Natodraht 
abgesichert. Der Donnerstag verlief weitgehend ruhig. Die 
Turmbesetzer gaben am Abend nach über 24 Stunden 
freiwillig auf. Sie wurden nicht festgenommen. Am Freitag gab 
es Auseinandersetzungen am Betonzaun, den einige Demon- 
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stranten nicht .so schönt< lassen wollten. Es flogen wohl auch 
Holzstücke, vielleicht auch Flaschen, auf die die Polizei mit 
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1 FAG = Frankfurter Flughafen AG, Aktieninhaber: Stadt Frankfurt, Land 
Hessen und Bund 

Tränengas reagierte. Am Samstag - der fünfte Tag des 
Polizei-broßeinsatzes und Demonstration in Bonn - blieb es 
weitgehend ruhig. An der Großkundgebung am Sonntag auf 
dem SKG-Gelände nahmen Ca. 10.000 Menschen teil. An- 
schließend setzte sich die Menge in Richtung Hüttendorf in 
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Bewegung, darunter auch viele Familien mit Kindern und 
ältere Leute. Sie nahmen Baumstämme und Äste zum Ausbau 
der Barrikaden mit. Niemand rechnete damit, daß es ausge- 
rechnet an dem Tag zu massiven Vorgehen der Polizei 
kommen wurde, obwohl von Seiten der BI erklärt worden war, 
daß sie die Mauer nicht so hinnehmen wollten. 

Am Nachmittag gab es den bisher schärfsten Polizeiangriff 
gegen die Startbahngegner. Angeblich Über den Zaun gewor- 
fene Steine und Stöcke waren der offizielle Anlaß. Für die 
Knüppeleinsätze wurden fast ausschließlich Spezialeinheiten 
eingesetzt, meist vom Bundesgrenzschutz, die sich vorher 
durch Trommeln mit den Schlagstöcken auf die Plastikschilde 
in die richtige Stimmung brachten. So wurde dann auch unter 
lautem Jubel der Grenzschützer am Sonntag der letzte der 
beiden ~~Kommandotürme~ gestürmt und demontiert. Inzwi- 
schen wird das Hüttendorf weiter befestigt. In der gesamten 
Region sitzen viele Leute auf gepackten Sachen und 
schrecken einstweilen noch bei jedem Telefonklingeln zu- 
sammen. 

. , .- 
Zum Prinzip der Gewaltfreiheit 

über ~ide;standsformen gab es, besonders nach dem Bau 
des Natodrahtzauns verstärkt Diskussionen. Es war den BIS ' - und allen Dahinterstehenden bislang meistens gelungen, die 
wenigen Leute mit Knüppeln und Farbbeuteln vom Vorgehen 
gegen Polizisten abzuhalten. Den Zaun wollten die meisten 
aber nicht einfach so hinnehmen und als absolute Grenze 
akzeptieren. In den Ortsgruppen gab es dann organisierte 
Diskussionen - mit dem Ergebnis, daß es geduldet bzw. 
unterstützt wurde, wenn Äste u.a. auf den Zaun gelegt wurden. 
Zunehmend wurde unterschieden zwischen Konfrontation mit 
Polizisten, die klar abgelehnt wurde, und dem aktiven Vor- 
gehen gegen Sachen (Demontage des Zauns und Werfen von 
Farbbeuteln gegen Wasserwerfer). Es gibt zwar zu diesem 
Punkt unterschiedliche Auffassungen, die BIS sind darüber 
aber nicht zu spalten. 

In Presse und Rundfunk war bis zum Freitag die Gewaltfrei- 
heit auf beiden Seiten gelobt worden. Und sie ist für die Start- 
bahngegner auch politisch ein Erfolg. So wagten sich auch 
~normalefc Familien zu einem Ausflug ins Hüttendorf. Am 
Sonntag kamen sie dann mit Tränengas in Berührung. (Den 
noch nach der Kundgebung später Ankommenden wurde 
über Megaphon durchgesagt, daß sie sich wegen des Polizei- 
einsatzer vor allem mit Kindern besser vom ZaOn fernhalten 
sollten.) Die Empörung über das Vorgehen der Polizei ist 

mal in den Wald 
gehen, wenn die 
Räumung des 

Hüttendorfes ansteht. Und das war wohl auch der Sinn die- 
ses Polizeieinisatzes: den Bürgern klarzumachen, daß sie da 
wegzubleiben haben. 

Organisation des Widerstandes vor Ort 
Die Barrikade war nicht nur eine symbolische Sperre für die 

Polizisten, sondern auch ein Mittel, die Demonstranten auf 
dem 7 ha großen FAG-Gelände zusammenzuhalten. Von den 
beiden Lautsprechertürmen und den auf der Barrikade verteil- 
ten Leuten mit Megaphonen wurde jede Bewegung der Polizei 
kommentiert. Die Demonstranten wurden zu Gewaltfreiheit 
aufgerufen und der Einsatz der Demonstranten an besonders 
gefährdeten Stellen organisiert. Durch die gute Vorbereitung 
und Organisation des Widerstandes war Vertrauen in die 
zumeist einem ja unbekannten Leute mit den Megaphonen 
entstanden So wurde Panik vermieden und das Zusammen- 
gehörigkeitsgefühl gestärkt. 

Im Hüttendorf gibt es einige Anlaufstellen, wo sich Neuan- 
kömmlinge informieren können (je nach Besetzung mit unter- 
schiedlichem Erfolg). Bei Pannen wird versucht, es besser zu 
machen, zum Kritisieren oder Lamentieren ist gar keine Zeit. 

Die Unterstützung aus der Bevölkerung in den umliegenden 
Gemeinden ist groß. Ständig fahren Leute mit Handwagen 
durch den Wald und bringen Verpflegung und andere wichtige 
Sachen. In Walldorf und Mörfelden wird für die Widerstands- 
dorfbewohner gekocht, heißer Tee und Suppe werden heraus- 
gebracht. Wichtig ist auch die Diskussion mit den Polizisten, 
die - wo sie möglich ist - geführt wird. Es wurden über den 
Natodrahtzaun hinweg Flugblätter an die Polizei verteilt. Viele, 
vor allem jüngere Polizisten in der ersten Reihe am Zaun 
fühlten sich sichtlich unwohl in ihrer Rolle. Es ging das 
Gerücht um, daß 5 Beamte ihren Dienst quittiert hätten und 70 
sich geweigert hätten, weiter an der Startbahn Dienst zu tun. 
Dies schien nach den Beobachtungen gut möglich zu sein. 
Tatsf:hlich haben Beamte aus der Gegend darum gebeten, 
sie an anderer Stelle einzusetzen, da sie an der Startbahn auf 
Bekannte und Verwandte treffen könnten. 

Arbeitsplätze und Gewerkschaften 
Der Flughafenausbau, so verkündet die FAG, soll über 

10.000 neue Arbeitsplätze schaffen und auch Auswirkungen 
auf die Arbeitsplätze bis hinauf nach Nordhessen haben. Klar, 
daß die am Flughafen vertretene ÖTV zu den Startbahnbefür- 
wortern gehört. Der Landesbezirksvorsitzende der (ITV ist 
auch gleichzeitig Aufsichtsratsmitglied der FAG. Der DGB- 
Landesbezirk Hessen hat sich die Auffassung des ÖTV-Vor- 
sitzenden zu eigen gemacht. Um den Bedenken der Startbahn- 
gegner in den Gewerkschaften Rechnungzu tragen, wurdedie 
Zustimmung zum Startbahnbau an einige Bedingungen (z.B. 
unabhängiges ökologisches Gutachten) geknüpft. Obwohl 
diese Bedingungen nicht oder nur scheinbar von der Landes- 
regierung erfüllt wurden, hält der DGB-Landesbezirk seine 
Zustimmung aufrecht. 

Viele Einzelgewerkschaften und Betriebe sowie der DGB- 
Kreis Starkenburg haben Beschlüsse gegen den Bau der Start- 
bahn verabschiedet, so z.B.: Vertrauensleute und Betriebsrat 
der Opel AG Rüsselsheim, Vertrauensleute Merck, Darmstadt, 
Vertrauensleute und Ortsverwaltung der Postgewerkschaft in 
Frankfurt und Darmstadt, Delegiertenversammlung der OTV 
der Verwaltungsstelle Darmstadt-Starkenburg, der Gesamt- 
betriebsrat der Lufthansa und der Landesvorstand der Polizei- 
gewerkschaft. 

Ein Beispiel für das Ausmaß der Zweifel vieler Kollegen an 
dem Argument mit den Arbeitsplätzen ist der Verlauf der 
Vertreterversammlung auf IGM Frankfurt am 15.10.1981. Diese 
Kollegen haben gerade erlebt, wie zwei traditionsreiche 
Frankfurter Metallbetriebe, VDM und Adler von Schließung 
bzw. Arbeitsplatzabbau stehen, ohne daß die Gewerkschaft 
dagegen Wesentliches unternommen hat. In Anwesenheit des 
Bezirkssekretärs der IGM Kar1 Kronawitter (MdL. SPD), einem 
engagierten Verfechter des Startbahnausbaus, haben die 
Delegierten entgegen der Empfehlung der Antragskommissi- 
on einen Antrag gegen die Startbahn West mit Zweidrittel- 
mehrheit angenommen. Beschlüsse gegen Positionen des 
Vorstandes sind nach Aussagen erfahrener Kollegen bisher 
noch nicht vorgekommen. 

Im September181 fand in Mörfeldeneine Konferenz gewerk- 
schaftlich organisierter Startbahngegner statt. Eingeladen 



hatten 16 DGB-Ortskartelle a u s  dem Flughafenumland. Der 
eingeladene DGB-Landesbezirksvorsitzende erklärte diese 
Konferenz von vornherein für illegal und erschien nicht. Auch 
die geladenen Bezirksvorstande der Einzelgewerkschaften 
waren nicht erschienen. Anwesend waren mehr als 100 
Gewerkschafter, meist Betriebsräte, Vertrauensleute und ört- 
liche Gewerkschaftsvorstände aus  der  Region um den 
Flughafen. Ein wesentliches Ergebnis dieser Konferenz ist die 
Feststellung, daß die Bedingungen,diederDGB-Landesbezirk 
an seine Zustimmung geknüpft hat, nicht erfüllt wurden und 
daß er aufgefordert wird, zu seinem Wort zu stehen und sein 
>>bedingtes Ja<< in ein .unbedingtes Nein<< umzuwandeln. 

Mit dem Arbeitsplatzargurnent konnten bislang Diskussio- 
nen über Erhaltung der  Umwelt vom Tisch gefegt werden. Im 
Falle des  Flughafenausbaus aber wird immer mehr Leuten 
deutlich. daß nicht durch den (hoffentlich) nicht stattfindenen 
Ausbau Arbeitsplätze wegfailen, sondern daß  durch die 
anstehende Rationalisierung Arbeitsplätze vernichtet werden. 
Die FAG hat seit 6 Jahren ihre Rationalisierungen auf leiser 
Flamme aefahren. Es stehen noch aus: die automatische 
~ b f e r t i ~ u n ~  der Passagiere, Automation der Zollabfertigung 
und der Gepäckbeförderung. Die Automatisierung der 
Landungen ( MLS-~andelei ts~Stem) soll zur Folge haben, daß  
die Cockpitbesatzung von 3 auf 2 reduziert werden kann. 
Außerdem sind die Kosten für den Ausbau d e s  Flughafens 
derart hoch, daß schon dadurch Druck auf d a s  Rationali- 
sierungstempo entsteht, weil dann beim Kostenfaktor Perso- 
nal gespart werden rnuß. 

Hinzu kommt ein seit Monaten negativer Trend bei der Ent- 
wicklung d e s  Luftverkehrs. Die Flugbewegungen gingen 
selbst im Urlaubsmonat Juli 81 zurück, ebenso die 
Passagierzahlen. Das Ansteigen der Luftfracht in den letzten 
Jahren war nicht zuletzt auf d a s  Einfliegen von Fertigteilen a u s  
sogenannten Billiglohnländern zurückzuführen. S o  transpor- 
tiert z.B. Opel Teile zwischen Spanien und Rüsselsheim. 
Durch diese für die Unternehmer günstigen Transportbedin- 
gungen fallen in der BRD Arbeitsplätze weg. Viele Fluggesell- 
schaften haben Schwierigkeiten und müssen Personal ent- 
lassen. S o  will z.B. die Lufthansa 2% Personal einsparen und 
1983 18 Flugzeuge weniger als geplant einsetzen. Die Ausbil- 
dung von Piloten und Flugingenieuren ist gestoppt worden. 

bekannt: "Daß die US-Air-Force auf diese Ka~azitätenauswei- 
tung besteht und drängt ... Frankfurt sei für die Äir-Force - so  sa- 
gen die Amerikaner - als Drehscheibe und S t ü t z ~ u n k t  für den 
verkehr mit dem Vorderen und ~ i t t ~ e r e n , . ~ s t e R  unerläßlich. 
Wenn die geplante Eingreiftruppe für die Olregion geschaffen 
ist, sollen Geräte und Ausrüstungen und auch Personal zu ei- 
nem Teil im Raum Frankfurt stationiert werden". Die Landesre- 
gierung sah sich damals zu einem "Dementi" genötigt. das al- 
lerdings keines war, sondern eher die zentralen Aussagen in den 
"Fuchsbriefen" bestätigte. Die "Frankfurter Rundschau" 
schrieb dann auch ganz &htig, daß die US-Air-Force "ungeach- 
tet der Dementis .... von dem geplanten Bau der Startbahn 18 
West profitieren (dürfte). Der Stützpunkt ist in beiden Richtun- 
gen wichtigster Knotenpunkt bei der Zusammenfiihrung von in 
Europa und Nahost stationierten Soldaten mit ihren Familien 
und einer der Hauptumschlagplätze des militärischen nach- 
schubs der US-Streitkräfte" ("FR" 2.7.811. 

Mit der Dritten Startbahn in den Dritten Weltkrieg? 
Die Flughafenerweiterung soll also durchgeführt werden 

trotz der ökonomischen Fragwürdigkeit und der unüberseh- 
baren ökologischen Folgen. Bei dem massenhaften Wider- 
stand der Bevölkerung ist dies nur möglich durch bürger- 
kriegsähnliche EinsätzederStaatsgewalt. Dafür hatzumindest 
die hessische Landesregierung einen hohen politischen Preis 
zu zahlen. All dies legt die Vermutung nahe, daß  e s  noch 
andere Gründe für den Flughafenausbau gibt. Es wird jetzt 
nach noch mehr Beweismaterial dafür gesucht,  daß  die 
Startbahn 18 West nur der Anfang des  Ausbauprojekts ist, bei 
dem die US-Air-Force d a s  entscheidende Wort mitzureden 
gedenkt. Dazu Auszüge a u s  einem Flugblatt von der BI, das  
auch auf der Bonner Friedensdemonstration auf großes 
Interesse stieß: 

Mit der 3. Startbahn in den 3. Weltkrieg 
Diese Frage mag manchem als unverständlich oder zumindest 
allzu provokativ erscheinen. Doch verdichten sich stetig die In- 
formationen, denen zu Folge die Bürger des Rhein-Main Gebie- 
tes seitens der Landesregierung einem gigantischen Betrugsma- 
növer ausgesetzt werden. Allein die unbestreitbare Tatsache, 
daß sich die zivile Luftfahrt als äußerst flügellahm erweist, Iäßt 
eigentlich nur noch die logische Schlußfolgerung zu, daß sich 
hinter dem Plan der 3. Startbahn noch andere, brisantere Ab- 
sichten verbergen. Bereits heute befindet sich nach Auskunft 
der Fiughafen AG mit der "US-Air-Base", "der größte Militär- 
flughafender Amerikaner außerhalb der USA" in unmittelbarer 
Nachbarschaft zum Rhein-Main-Flughafen. Die US-Air-Base 
ist direkt dem "Military Airlift Command" (MAC) unterstellt, 
einem selbständigen Teil der US-Luftwaffe, der Personal und 
Material zum strategischen oder taktischen Einsatz auf dem 
Luftwege befördert. Das MAC in seiner heutigen Form ent- 
stand 1965 im Zuge des Vietnamkrieges. 

- -, 

Im Mai 1978 beschloss die NATO ihr sogenanntes Langzeitpro- 
gramm (LTDP), das u.a. den Ausbau der Luftverkehrsleitorga- 
ne in den europäischen NATO-Mitgliedsländem nach militäri- 
schen Gesichtspunkten sowie den Ausbau der Flughafenkapa- 
zitäten vorsieht. Ende Oktober letzten Jahres eröffnete der da- 
malige US-Botschafter Stoessel "Verteidigungs"-Minister Apel 
den Plan, die US-Anlagen in der BRD "so auszubauen und zu 
erweitern, daß sie von den amerikanischen Streitkräften aus als 
Zwischenstation und als Basis für die Velenun~ größerer Ver- 
bände in andere Regionen, vor allem dem m3tle;e; Osten, geei- 
gnet sind" ("FAZ" 1.1 1.80). 
Auf der im Frühjahr dieses Jahres in Brüssel abgehaltenen NA- 
TO-Tagung traf Apel schließlich gegenüber seinem Kollegen 
Weinberger die Zusage, daß die US-Eingreiftruppe im "Krisen- 
fall" westdeutsche Flughäfen als Sprungbrett in den Nahen 
Osten benutzen könnte. Auf dieser Tagung wurde des weiteren 
ein umfassendes "NATO-Infrastrukturprogramm" verabschie- 
det, das den Bau "neuer Depots, Pipelines, Häfen und Flugplat- 
zanlagen" beinhaltet. (Spiegel, 2118 1). Sowohl von ihrergeogra- 
phischen Lage her (Frankfurt als "Drehscheibe und Stützpunkt 
für den Verkehr mit dem Vorderen und Mittleren Osten"), als 
auch von der bereits heute hier existierenden ausgeprägten mi- 
litärischen Infrastuktur her betrachtet, eignet sich die Rhein- 
Main-Region hervorragend als Sprungbrett für kriegerische 
~ b e n t e u i r  im ~ a h e n  und ~ i t t l e r e n   OS^. Vor einigen Monaten 
diente der Frankfurter Flughafen schon einmal als Zwischensta- 
tion bei einererstenamerikanischen "Eingreif'-Übung in Ägyp- 
ten. 
Eine militärische Intervention amerikanischer Truppen im Na- 
hen und Mittleren Osten (z.B. zwecks Eroberung der dortigen 
Olfelder) würde unweigerlich eine weltweite Eskalation kriege- 
rischer Gewalt nach sich ziehen. 
Angesichts derartiger "Aussichten" nimmt sich der Hinweis, 
daß mit einem Start von US-lnterventionstruppen in Richtung 
Golfregion mal so nebenbei das Grundgesetz außer Kraft ge- 
setzt wird (das eine Beteiligng der BRD an Kriegen außerhalb 
des NATO-"Geltungsbereiches" verbietet) geradezu kleinkrä- 
meriscii aus. Mit der 3. Startbahn in den 3. Weltkrieg? Nein Dan- 
ke! 2 Weltkriege waren uns bereitsgenau 2 zuviel! Und wir wer- 
den dafür Sorge tragen, daß nicht noch ein weiteres Mal ein 
Weltkrieg vom Zaune gebrochen wird! 

Der Kampf gegen diese Startbahn ist ein Kampf gegen die 
Umweltzerstörung, gegen falsche Arbeitsplatzversprechen 
und Rationalisierung der  Unternehmer und gegen den Ausbau 
der US- Militärmaschinerie. Wir fordern alle Genossen und 
Kollegen auf, den  Kampf der Startbahngegnerzu unterstützen. 

(abgeschlossen: 28. Oktober '81) 

Kommt alle zur Demonstratlon am 14.11. nach Wlesbadenl 
(Einer der Treffpunkte zur Demo ist d a s  Bahnhofsgelände, 
a b  11.00 Uhr, Hauptkundgebung vor dem Hess. Landtag) 

Versucht In euren gewerkschaftllchen Gremlen Beschlilsse 
gegen den Startbahnbau herbelzufilhrenl 

Veranstaltet örtllche Solldarltätskundgebungenl 

Sammelt Geld filr dle Aufrechterhaltung des Wlderstandsl 
(Konto 28690 Volksbank Walldorf) 

Im Juni dieses Jahres wurde Passagen eines internen Bonner Anschrift d e s  BI-Büros: BI-Büro, An den  Sportplätzen 2-7, 
Manager-Rundbriefes ("Fuchsbriefe") folgenden Wortlautes 6082 Mörfelden-Walldorf, Tel. (06105) 7 46 02 
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